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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (16. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Kreutzmann, Hösl, Hoppe 
und Genossen 
— Drucksache 7/4117 — 

betr. Förderung des Zonenrandgebietes 

A. Problem 

Das Zonenrandgebiet hat bis heute trotz großer Anstrengungen 
die Folgen der deutschen Teilung nicht überwinden können. 

Dieses Randgebiet — zwischen Lübeck und Passau entlang der 
Grenze zur DDR und CSSR — hat sein natürliches Hinterland 
verloren und die in Jahrhunderten gewachsenen menschlichen, 
wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Verbindungen wurden 
unterbrochen. Das einstige Kernland im Herzen Deutschlands 
ist heute an die Peripherie des Wirtsdiaftsraumes der Bundes- 
republik und der EG gedrängt. 


B. Lösung 

Eine gründliche Bestandsaufnahme der Situation im Zonen- 
randgebiet unter besonderer Berücksichtigung der Auswirkun- 
gen des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. August 1971 
(BGBl. I S. 1237) hat die Notwendigkeit ergeben, die Förde- 
rungsmaßnahmen so fortzusetzen, daß dort überall Lebens- und 
Arbeitsbedingungen sowie eine Wirtschafts- und Sozialstruk- 
tur erreicht werden, die denen im gesamten Bundesgebiet min- 
destens gleichwertig sind. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht der Abgeordneten Hösl und 


I. Allgemeines 

1. Der Antrag — Drucksache 7/4117 — wurde vom 
Deutschen Bundestag in seiner 197. Sitzung am 
24. Oktober 1975 ohne Aussprache an den Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen federfüh- 
rend und an den Wirtschaftsausschuß mitbera- 
tend überwiesen. 

Der Wirtschaftsausschuß stimmte diesem Antrag 
am 27. November 1975 zu, und der Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen beschloß einstimmig, 
folgenden Bericht vorzulegen: 

2. Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
hat auch die Aufgabe, die sich aus der Teilung 
Deutschlands ergebenden Härten und Unbillig- 
keiten festzustellen, auf sie hinzuweisen und zu 
helfen, sie zu beseitigen oder zumindest zu mil- 
dern. 

So hat der Ausschuß für innerdeutsche Beziehun- 
gen drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Förderung des Zonenrandgebietes (Zo- 
nenrandförderungsgesetz) zwei Reisen — im 
März 1974 nach Bayern und Hessen und im Sep- 
tember 1974 nach Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen — unternommen, um die Auswirkun- 
gen des Gesetzes auf die strukturelle und poli- 
tische Situation des Zonenrandgebietes kennen- 
zulernen. Er bemühte sich gleichzeitig, die Aus- 
strahlungen von Grundlagenvertrag, Viermäch- 
te-Abkommen und Verkehrsvertrag auf das Zo- 
nenrandgebiet zu ermittelt. Ferner dienten die 
Reisen dem Ziel, jene Entwicklungen zu über- 
prüfen, die mit dem Schriftlichen Bericht des 
Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen vom 25. Juni 1965 — Drucksache IV/3668 
— zur Förderung des Zonenrandgebietes ein- 
geleitet worden waren, und festzustellen, welche 
praktischen Auswirkungen sie auf den Ausgleich 
des wirtschaftlichen, kulturellen, sozialen und 
Verkehrsgefälles zwischen Zonenrandgebiet und 
dem übrigen Bundesgebiet gehabt haben. 

Der Ausschuß hat in zwei jeweils fünftägigen 
Reisen diese Erkenntnisse zu gewinnen versucht. 

Die erste Reise führte vom 24. bis 29. März von 
Passau über Cham, Weiden, Alexandersbad, Hof, 
Bad Neustadt, Bad Hersfeld nach Eschwege; die 
zweite Reise vom 9. bis 13. September über Lü- 
beck, Travemünde, Ratzeburg, Wittingen, Gif- 
horn, Helmstedt, Salzgitter-Lebenstedt nach Du- 
derstadt. 

Die Reiseroute und das Reiseprogramm hatten 
die Regierungen der besuchten Länder gemein- 
sam mit der Arbeitsgruppe „Zonenrandförde- 
rung" des Ausschusses und dem Ministerium für 
innerdeutsche Beziehungen vorbereitet. Als Ver- 
treter des Ministeriums für innerdeutsche Bezie- 


Dr. Kreutzmann 


hungen begleiteten der Parlamentarische Staats- 
sekretär Karl Herold sowie leitende Beamte den 
Ausschuß auf seinen Reisen; Bundesminister Egon 
Franke beteiligte sich zeitweise an beiden Reisen. 

Die Länder waren fast durchweg durch die zu- 
ständigen Landesminister vertreten, so Bayern 
durch Staatsminister Jaumann und Staatssekretär 
Sackmann, Hessen durch den Staatssekretär in 
der Staatskanzlei, Dr. Bovermann, und den Be- 
auftragten für Grenzfragen, Ministerialdirigent 
Weber, Schleswig-Holstein durch Minister Dr. 
Westphal und die Staatssekretäre Poetzsch- 
Heffter und Dr. Boysen, Niedersachsen durch Mi- 
nisterpräsident Kübel und die Minister Groß und 
Hellmann. 

Der Ausschuß besichtigte eine Reihe von Indu- 
strieunternehmen, deren Ansiedlung aufgrund 
des Investitionszulagen- und des Zonenrandför- 
derungsgesetzes gefördert worden waren. Wei- 
ter besichtigte der Ausschuß Einrichtungen der 
sozialen und kulturellen Infrastruktur und des 
Fremdenverkehrs. Besondere Aufmerksamkeit 
widmete der Ausschuß auch den Problemen der 
Verkehrsverbindungen. 

Der Schwerpunkt beider Fahrten lag jedoch ge- 
genüber früheren Zonenrandbereisungen vor 
allem in dem Gespräch mit den kommunalen Be- 
hörden, den Vertretern der Wirtschaft, der Ge- 
werkschaften und anderer berufsständischer Or- 
ganisationen. Thematisch breit gefächerte Dis- 
kussionen boten diesem Personenkreis Gelegen- 
heit, Situationsberichte zu geben sowie Sorgen 
und Anregungen vorzutragen, um dem Ausschuß 
ein Bild der derzeitigen Wirklichkeit im Zonen- 
randgebiet zu vermitteln. 

II. Förderung des Zonenrandgebietes 
1. Zur Ausgangslage 

In dem Jahrzehnt zwischen der Informationsreise 
des damaligen Ausschusses für gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen im Jahre 1964/1965 und der jetzigen 
Bereisung des Zonenrandgebietes durch den Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen hat sich die 
Situation in diesem Gebietsstreifen im östlichsten 
Teil der Bundesrepublik Deutschland in mancher 
Hinsicht gebessert. 

Dies ist in hohem Maße dem Gesetz zur Förde- 
rung des Zonenrandgebietes zu verdanken, das der 
Bundestag am 17. Juni 1971 einstimmig verabschie- 
det hatte (BGBl. I S. 1237). Auch konnten mit der 
nach dem Abschluß des Grundlagenvertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik aufgenomme- 
nen Arbeit der Grenzkommission in vielen Berei- 
chen erfreuliche Klärungen herbeigeführt werden. 
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Dennoch haben die meisten der damaligen For- 
derungen und Vorschläge auch heute noch ihre 
Berechtigung. Lebens- und Arbeitsbedingungen so- 
wie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur, die denen 
im gesamten Bundesgebiet mindestens gleichwertig 
sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 Bundesraumordnungsgesetz), 
konnten insgesamt noch nicht geschaffen werden. 
Nach wie vor befindet sich das Zonenrandgebiet, 
das einst Herzstück des Deutschen Reiches war, in 
einer außergewöhnlich ungünstigen Ausgangslage. 
Mit dem heutigen Gebiet der DDR früher eng ver- 
flochtene Teilräume sind in eine extreme Randlage 
mit erheblichen Lebenserschwernissen geraten, und 
zwar um so intensiver, je geringer ihr Abstand zur 
innerdeutschen Grenze ist. 

Darüber hinaus ist das Zonenrandgebiet nicht nur 
Randgebiet unseres Staates, sondern zugleich auch 
Randgebiet der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft. Die zunehmende Integration innerhalb der 
EG hat die Randlage des Zonenrandgebietes noch 
weiter verschärft. 

Das äußere Erscheinungsbild des Zonenrandgebie- 
tes hat sich zwar in den zurückliegenden zehn Jah- 
ren durch die zahlreichen Hilfen von Bund und 
Ländern gebessert und konnte schrittweise dem des 
übrigen Bundesgebietes angenähert werden. Dieser 
äußere Eindruck sollte aber nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß das Zonenrandgebiet insgesamt nach 
wie vor schwer an den Folgen der deutschen Teilung 
zu tragen hat und immer noch benachteiligt ist. 

2. Allgemeine Feststellungen und Anregungen 

a) Eine systematische Förderung des Zonenrand- 
gebietes ist weiterhin eine unverzichtbare Vor- 
aussetzung für die Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse in diesem Raum. 

Diese Förderung muß — wie bisher — auch in 
Zukunft in engem und vertrauensvollem Zusam- 
menwirken zwischen Bund, Ländern und Ge- 
meinden sowie den beteiligten Organisationen 
der Wirtschaft und Verwaltung durchgeführt 
werden. 

b) Der grenznahe Verkehr sollte ausgeweitet wer- 
den, um ein Mindestmaß an menschlichen Er- 
leichterungen zu schaffen und persönliche Bin- 
dungen über diese widernatürliche Grenze hin- 
weg zu erneuern. Die Bemühungen, zusätzliche 
Grenzübergänge — auch zur CSSR — zu schaf- 
fen, sollten fortgesetzt werden. 

c) Der Besuch der innerdeutschen Grenze durch 
Einzelpersonen und Gruppen aus dem In- und 
Ausland sollte weiter gefördert, die Informa- 
tionsmöglichkeiten sollten ausgebaut werden. 

d) Der öffentlichen Infrastruktur kommt in diesem 
Grenzraum ein besonderes Gewicht zu, das weit 
über die wirtschaftliche Bedeutung hinausreicht. 
Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen so- 
wie soziale und kulturelle Einrichtungen sind 
für eine Aufwertung des durch seine Lage be- 
nachteiligten Grenzlandes besonders wichtig. Die 
Verwaltungs- und Gebietsreform müssen im Zo- 
nenrandgebiet die Bildung leistungsfähiger Ge- 
meinden mit bürgernaher Selbstverwaltung ga- 


rantieren, die ihren besonderen politischen Auf- 
gaben gewachsen sind. 

3. Maßnahmen der Wirtschaftsförderung 

Im Mittelpunkt der Fördermaßnahmen für das 
Zonenrandgebiet steht nach wie vor die regionale 
Wirtschaftsförderung. Nach § 2 i. V. m. § 11 des 
Zonenrandförderungsgesetzes werden dabei die 
Grundsätze der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" im Zonen- 
randgebiet angewandt. Nach § 2 Abs. 4 a des Ge- 
setzes über Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" ist bei der För- 
derung nach diesem Gesetz das Zonenrandgebiet 
bevorzugt zu berücksichtigen. 

Die politisch bedingte Sondersituation des Zo- 
nenrandgebietes kann Abweichungen von den in 
den übrigen Fördergebieten vorgesehenen Grundsät- 
zen notwendig machen, läßt aber daneben auch Er- 
gänzungen der sonstigen Maßnahmen zu. 

Die Hilfen der Gemeinschaftsaufgabe und der In- 
vestitionszulage sowie die bestehenden steuerlichen 
Möglichkeiten decken nicht alle Bedürfnisse ab. 
Neben den genannten Hilfen bleibt deshalb für das 
Zonenrandgebiet die Förderung aus dem ERP-Re- 
gionalprogramm von großer Bedeutung. Die Priori- 
tät des Zonenrandgebietes bei der Vergabe der ERP- 
Mittel muß erhalten bleiben. Dabei sind alle nach- 
teiligen Änderungen zu Lasten kleinerer und mitt- 
lerer Unternehmen zu vermeiden. Die ERP-Mittel 
sollten in Ergänzung der Mittel der Gemeinschafts- 
aufgabe eingesetzt werden, um die Ansiedlung 
neuer Unternehmen zu fördern oder die Arbeits- 
plätze in vorhandenen Betrieben zu erhalten und zu 
sichern. 

a) Bei den Förderungsmaßnahmen ist grundsätzlich 
zu beachten: 

aa) Die Einheit des Zonenrandgebietes ist durch 
die entsprechende Ergänzung des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ge- 
wahrt worden. Wegen der besonderen poli- 
tischen Ausgangslage im Zonenrandgebiet 
ist die Aufrechterhaltung der Einheit dieses 
Gebietes als eines in sich geschlossenen För- 
derungsgebietes nach wie vor erforderlich. 
Dies muß auch für alle Fördermaßnahmen 
gelten, die von der europäischen Gemein- 
schaft im Wege eines Europäischen Regio- 
nalfonds vergeben werden. Diese Mittel sind 
in vollem Umfang zusätzlich in den Förder- 
gebieten der Gemeinschaftsaufgabe und in 
Berlin einzusetzen. 

bb) Es muß sichergestellt bleiben, daß die Mit- 
tel der Gemeinschaftsaufgabe in jedem Falle 
für Zwecke der Zonenrandförderung unge- 
schmälert zur Verfügung stehen. Hierbei ist 
auch eine flexible Handhabung der Förde- 
rungsgrundsätze erforderlich. 

cc) Die gleichrangige Förderung von gewerbli- 
chen Betrieben und von Infrastruktureinrich- 
tungen nebeneinander hat sich bewährt. Die 
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Erhaltung und Sicherung vorhandener Ar- 
beitsplätze mit Mitteln des Investitionszu- 
lagengesetzes und mit Mitteln aus dem Fond 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" wird 
gegenüber der Schaffung neuer Arbeits- 
plätze in Zukunft größere Bedeutung erlan- 
gen. 

dd) Hierbei geht es um eine Aufgabe, die un- 
abhängig von der jeweiligen konjunkturel- 
len Situation gesehen werden muß. In die- 
sem Sinne ist es auch erforderlich, daß künf- 
tig mehr als bisher die „Grundsätze für die 
Abstimmung der Förderungsmaßnahmen des 
Bundes, der Länder und Gemeinden in der 
regionalen und sektoralen Strukturpolitik" 
(Anlage III zum Strukturbericht 1969 der 
Bundesregierung — Bundestagsdrucksache 
V/4564 — ) beachtet werden. Die Beachtung 
dieser Grundsätze ist die notwendige Konse- 
quenz einer langfristig angelegten Struktur- 
politik, die ein kontinuierliches Investitions- 
verhalten der öffentlichen Hand erfordert. 
Die Zonenrandförderung darf daher nicht zu 
einem Instrument der Konjunktursteuerung 
werden. 

ee) Regionale Wirtschaftsförderung im Zonen- 
randgebiet verfolgt neben der Sicherung vor- 
handener und der Schaffung neuer Arbeits- 
plätze auch das Ziel, durch Verbesserung 
der regionalen Einkommenssituation den 
Einkommensabstand zu den wirtschaftsstar- 
ken Regionen zu verringern. Noch immer 
besteht ein erheblicher Abstand in bezug auf 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Wirt- 
schaftsbevölkerung (WIB) zwischen großen 
Teilen des Zonenrandgebietes und dem 
Durchschnitt des Bundesgebietes. Erhöhte 
Förderpräferenzen leisten dabei einen wich- 
tigen Beitrag zur Verwirklichung des Grund- 
satzes wertgleicher Lebensverhältnisse in 
allen Teilen des Bundesgebietes. Insbe- 
sondere ist jeder Nivellierung der Präfe- 
renzen entgegenzuarbeiten und sind eigen- 
mächtige Verschiebungen des Präferenzge- 
fälles zu verhindern. 

ff) Im Zonenrandgebiet muß deshalb auch das 
Schwerpunktprinzip flexibel gehandhabt 
werden. Zentralen Orten kommt in abwande- 
rungsbedrohten Gebieten, vor allem als Ver- 
sorgungs-, zugleich aber auch als Entwick- 
lungszentren, erhöhte Bedeutung zu. Hier 
muß das System der Förderorte so angelegt 
sein, daß durch die beabsichtigten Ansied- 
lungen eine vorhandene leistungsfähige In- 
frastruktur richtig ausgenutzt wird. 

gg) Die Bestandsgarantie der bevorzugten För- 
derung des Zonenrandgebietes wäre auch 
bei unveränderter Beibehaltung als geschlos- 
senes Fördergebiet verletzt und in ihrer Effi- 
zienz erheblich gemindert, wenn die Zahl 
der Schwerpunktorte reduziert würde. 

hh) Um qualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen 
und zu sichern, muß einer Förderung der 


Aus- und Fortbildungs- sowie der Umschu- 
lungseinrichtungen in Zukunft große Bedeu- 
tung beigemessen werden. Dahin gehende 
Bemühungen der Wirtschaft und ihrer 
Selbstverwaltungseinrichtungen sollten des- 
halb künftig nachdrücklich von Bund und 
Ländern unterstützt werden. 

ii) Zur Erleichterung der Finanzierung von In- 
vestitionen im Zonenrandgebiet sollten nicht 
nur in Ausnahmefällen, sondern auch dann 
steuerfreie Rücklagen zugelassen werden, 
wenn erhebliche Finanzierungsschwierigkei- 
ten insbesondere in mittelständischen Betrie- 
ben vorliegen, so daß die Aufbringung der 
erforderlichen Eigenmittel ohne Zubilligung 
der steuerfreien Rücklage die Liquidität des 
Unternehmens gefährden würde. 

b) Folgende gezielte Maßnahmen zur Wirtschafts- 
förderung bleiben notwendig: 

aa) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist 
das Zonenrandgebiet wie bisher bevorzugt 
zu behandeln. Dies gilt vor allem auch für 
Betriebe der mittelständischen Wirtschaft 
und des Handwerks. 

bb) Für die Landwirtschaft im Zonenrandgebiet 
sind über die normalen Maßnahmen hinaus 
nach wie vor Strukturverbesserungen und 
Flurbereinigungen erforderlich. Insbeson- 
dere sollten die Bemühungen verstärkt wer- 
den, die Absatz- und Vermarktungseinrich- 
tungen so zu fördern, daß die landwirtschaft- 
lichen Produkte preisgerecht abgesetzt wer- 
den können. 

cc) Besondere Förderung bedarf im Zonenrand- 
gebiet nach wie vor auch der Fremdenver- 
kehr. Er schafft zusätzliches Einkommen und 
ortsnahe, familiengebundene neue Arbeits- 
plätze. Fremdenverkehr erleichtert auch die 
notwendige Umstellung in der Landwirt- 
schaft. Im Hinblick auf die vorhandenen För- 
derungsmaßnahmen sind die nach dem Ge- 
setz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" vom 6. Oktober 1969 und dem Investi- 
tionszulagengesetz (§ 2 Abs. 2 Nr. 4) mög- 
lichen finanziellen Hilfen für Modernisie- 
rungsmaßnahmen mittelständischer Frem- 
denverkehrsbetriebe im Zonenrandgebiet 
von besonderer Bedeutung. 

dd) An der Leistung von Frachthilfen sollte fest- 
gehalten werden. Es ist zu prüfen, ob die 
Frachthilfen der veränderten wirtschaftli- 
chen Situation angepaßt werden sollten, um 
so einen gerechten Ausgleich der Frachtko- 
sten zu erreichen. 


4. Steuerlidie Förderung 

Die steuerlichen Förderungsmaßnahmen nach § 3 
Zonenrandförderungsgesetz (BGBl. I S. 1237) sowie 
die sonstigen steuerlichen Förderungsmaßnahmen 
haben sich bewährt. 
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Auch in absehbarer Zukunft wird auf die beste- 
hende Förderung des Zonenrandgebietes nicht ver- 
zichtet werden können. Solange die Teilung Deutsch- 
lands anhält, muß dem Zonenrandgebiet im Rahmen 
der regionalen Wirtschaftsförderung auch hinsicht- 
lich der ertragsteuerlichen und sonstigen steuerli- 
chen Vergünstigungen sein bevorzugter Rang hinter 
Berlin erhalten bleiben. 


5. Verkehrsprobleme im Zonenrandgebiet 

Die Verkehrserschließung und -bedienung bleibt 
nach wie vor ein zentrales Problem für das Zonen- 
randgebiet. Der Wirtschaftsförderung wie auch der 
Förderung der wirtschaftsnahen, kommunalen Infra- 
struktur wird der endgültige Erfolg versagt bleiben, 
wenn es nicht gelingt, das Zonenrandgebiet stärker 
noch als bisher in die großräumige Verkehrsinfra- 
struktur der Bundesrepublik Deutschland einzubin- 
den. Dem trägt § 4 des Zonenrandförderungsgesetzes 
Rechnung, indem er die Bundesregierung verpflich- 
tet, den Ausbau der Bundesverkehrswege und die 
Schaffung von Verkehrsverbünden im Zonenrand- 
gebiet bevorzugt zu fördern. 

Die besondere Bedeutung des Verkehrs für das 
Zonenrandgebiet ergibt sich auch daraus, daß der 
Bundesverkehrsminister gehalten ist, alle zwei 
Jahre dem Deutschen Bundestag einen Bericht über 
den Fortgang der Verkehrserschließung des Zonen- 
randgebietes vorzulegen. Darin werden die Leistun- 
gen des Bundes für das Zonenrandgebiet im Ver- 
kehrsbereich aufgeführt. In Zukunft soll auf Pla- 
nungsvorhaben besonders eingegangen werden. 

Hierbei wäre im einzelnen zu beachten; 

a) Im Zonenrandgebiet sollte die Einbindung in das 
Autobahnnetz der Bundesrepublik gezielter be- 
trieben werden. Bei der Aufstellung des Zweiten 
Fünf-Jahresplanes für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen ist dem Erschließungseffekt besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen und seine Gleichran- 
gigkeit mit der Verkehrsdichte zu sichern. Die 
Verkehrsverbindungen zwischen Berlin und dem 
Bundesgebiet sollten so gestaltet werden, daß 
sie den größtmöglichen strukturpolitischen Effekt 
für das Zonenrandgebiet bringen. 

b) Der zunehmende Rückzug des Schienenverkehrs 
der Bundesbahn aus der Fläche wird verstärkt 
zu einer Änderung der Verkehrsbedienung im 
Zonenrandgebiet führen. Bei der Stillegung von 
Strecken muß eine technisch und kostenmäßig 
mindestens gleichwertige Verkehrsversorgung 
gesichert werden. Dies gilt auch bei der Schlie- 
ßung von Stückgutbahnhöfen. Allen künftigen 
Rationalisierungsmaßnahmen im Zonenrandge- 
biet sollte ein qualifiziertes Überprüfungsverfah- 
ren — insbesondere auch unter Beachtung ge- 
samtwirtschaftlicher Gesichtspunkte — voran- 
gehen. 

c) Eine Verbesserung der Verkehrsbedienung im 
Zonenrandgebiet hat wegen ihrer Zubringerfunk- 
tion auch für den Fernverkehr der Bundesbahn 
Bedeutung. 


Eine Anbindung an das Schnellverkehrsnetz ist 
anznstrehen. 

d) Der öffentliche Personennahverkehr erfüllt auch 
für die Bevölkerung im Zonenrandgebiet eine 
wichtige Funktion. Die Bildung von Verkehrs- 
verbünden sollte deshalb unter Einschluß der 
privaten Verkehrsträger intensiv betrieben und 
stärker gefördert werden. 

e) Der Ausbau der Bundeswasserstraßen kann in 
verschiedenen Teilen des Zonenrandgebietes we- 
sentlich zur Verbesserung seiner Verkehrslage 
beitragen. Ihr Ausbau sollte auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der wirtschaftlichen Stärkung wei- 
ter betrieben werden. 

f) Konzentrationsmaßnahmen der Bundespost dür- 
fen zu keiner Verschlechterung der Dienstlei- 
stungen und nicht zum Abbau qualifizierter Ar- 
beitsplätze führen. 

6. Raumordnungspolitikr kommunale Infrastruktur, 
Städtebau und Wohnungswesen 

Das Bundesraumordnungsgesetz hat in seinen 
allgemeinen Grundsätzen zur Raumordnung in § 2 
Abs. 1 Nr. 4 das Zonenrandgebiet als eine beson- 
dere Gebietskategorie anerkannt. Nach den Grund- 
sätzen der Raumordnung ist die Leistungskraft des 
Zonenrandgebietes bevorzugt mit dem Ziel zu stär- 
ken, in allen seinen Teilen Lebens- und Arbeitsbe- 
dingungen sowie eine Wirtschafts- und Sozialstruk- 
tur zu schaffen, die denen im gesamten Bundes- 
gebiet mindestens gleichwertig sind; die Bildungs-, 
Kultur-, Verkehrs-, Versorgungs- und Verwaltungs- 
einrichtungen sind vordringlich zu schaffen (§ 2 
Abs. 1 Ziffer 4 des Bundesraumordnungsgesetzes). 
Damit wird dem Leitziel der Raumordnungspolitik 
wie auch den Bestimmungen des Zonenrandförde- 
rungsgesetzes entsprochen. 

Aufgabe von Raumordnung und Landesplanung 
einschließlich regionaler Planung — soweit hierfür 
bereits in den Ländern Einrichtungen bestehen — , 
wird es vor allem sein, die Siedlungsstruktur zu 
beeinflussen. Im Zonenrandgebiet geht es dabei um 
die richtige Zuordnung der zentralen Orte zueinan- 
der. Der jetzige Bevölkerungsstand im Zonenrand- 
gebiet ist abhängig von der gleichwertigen Versor- 
gung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten 
Leistungen. 

Hieraus ergibt sich: 

a) Die Konzentration des Mitteleinsatzes für öffent- 
liche und private Hilfsmaßnahmen darf im Zo- 
nenrandgebiet nicht auf wenige Entwicklungs- 
schwerpunkte beschränkt sein; das zentralört- 
liche Gliederungssystem dieses Raumes ist durch 
verstärkten Mitteleinsatz so zu fördern, daß die 
notwendigen Versorgungsfunktionen erhalten 
bleiben. 

b) Bund und Länder müssen im Bundesraumord- 
nungsprogramm der Sonderlage des Zonenrand- 
gebietes Rechnung tragen und sie deutlich um- 
schreiben. Diese Sonderlage ist auch bei allen 
Landesplanungsprogrammen, vor allem in der 
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Landesentwicklungsplanung, gemäß dem gesetz- 
lichen Auftrag in § 3 des Bundesraumordnungs- 
gesetzes voll zu berücksichtigen. 

c) Um die Situation des Zonenrandgebietes im 
Dienstleistungssektor zu verbessern, sollten 
Dienststellen und Verwaltungen des Bundes und 
der Länder — ■ insbesondere im Falle der Neu- 
gründung — , in das Zonenrandgebiet gelegt wer- 
den, da solche Maßnahmen erfahrungsgemäß 
einen erheblichen Folgeeffekt auslösen. Rationa- 
lisierungsmaßnahmen in der öffentlichen Ver- 
waltung dürfen zu keinen Nachteilen für das 
Zonenrandgebiet führen. Bei der Auflösung von 
Behörden ist für einen gleichwertigen Ersatz zu 
sorgen. 

d) Die Förderung städtebaulicher Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz ist ein wesentlicher Faktor für 
die Aktivierung des Zonenrandbereichs und des- 
sen Versorgung mit infrastrukturellen städtebau- 
lichen Einrichtungen. Dabei ist die Bündelung 
mit anderen Förderungsmaßnahmen wegen der 
durch sie vermittelten Steigerung des Effekts der 
Einzelförderungen gerade im Zonenrandgebiet 
bedeutsam; dies gilt insbesondere für die Verbin- 
dung mit Förderungsmaßnahmen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur''. Auch im Zeichen zu- 
nehmender Anspannung der öffentlichen Haus- 
halte wird es erforderlich bleiben, das bisher er- 
reichte Maß einer städtebaulichen Förderung bei- 
zubehalten und im Rahmen der gegebenen Mög- 
lichkeiten in enger Verzahnung und Koordinie- 
rung mit Maßnahmen anderer Fachplanungsträ- 
ger auszubauen. 

e) Zur Festigung der Struktur des Zonenrandgebie- 
tes ist die bevorzugte Förderung des Wohnungs- 
baues fortzuführen. Dies gilt besonders für den 
Wohnungsbau für Facharbeiter und kinderreiche 
Familien. Zu diesen Maßnahmen gehört auch 
die Förderung der Modernisierung von Altbau- 
ten. Die Ausnahmeregelungen von § 5 Abs. 2 
und 3 des Zonenrandförderungsgesetzes sollten 
von den zuständigen obersten Landesbehörden 
voll ausgeschöpft werden. 


f) Der Erhaltung des Kulturgutes kommt im Zonen- 
randgebiet besondere Bedeutung zu. Vor allem 
sollten auch Maßnahmen zur Erhaltung von 
Denkmälern und historisch wertvollen Bauten 
gefördert werden. 

7. Soziale und kulturelle Förderung 

Der Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen hatte in seinem Zonenrandbericht vom 
25. Juni 1965 eine Verstärkung der Mittelansätze 
für die nichtwirtschaftliche Förderung des Zonen- 
randgebietes für notwendig erachtet. Dieser For- 
derung wurde mit Inkrafttreten des Zonenrandför- 
derungsgesetzes vom 1. Januar 1971 entsprochen. 

Seit dieser Zeit wurde nicht nur der Bau von 
Schulen, Kindergärten und Sporteinrichtungen und 
eine Vielzahl kultureller Maßnahmen verstärkt ge- 
fördert, sondern auch neue Maßnahmegruppen in 
den Katalog der förderungsfähigen Vorhaben auf- 
genommen. 

Im einzelnen: Stätten der Jugendarbeit, Einrich- 
tungen für die ältere Generation, Familienferienstät- 
ten, Einrichtungen der beruflichen Bildung, Rehabi- 
litationszentren und Werkstätten für Behinderte. 
Dieser in den §§ 6 und 7 ZRFG enthaltene Katalog 
stellt keine abschließende Regelung dar. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß diese 
soziale und kulturelle Förderung — die im wesentli- 
chen aus Mitteln des Haushalts des Bundesmini- 
steriums für innerdeutsche Beziehungen erfolgt — 
wesentlich dazu beigetragen hat, den Wohn- und 
Freizeitwert und damit die Attraktivität des Zonen- 
randgebietes zu erhöhen. 

Der Ausschuß hat zahlreiche aus Bundesmitteln 
geförderte soziale und kulturelle Einrichtungen be- 
sichtigt und ist zu der Überzeugung gelangt, daß 
dieses soziale und kulturelle Förderungsprogramm 
gemeinsam mit der regionalen Wirtschaftsförderung 
entscheidend dazu beiträgt, die Zielsetzung des Zo- 
nenrandförderungsgesetzes zu verwirklichen. Der 
Ausschuß hält es für zwingend notwendig, diese För- 
derung, die durch die Bereitstellung zinsgünstiger 
Darlehen aus dem ERP-Programm und durch die bei- 
den Strukturprogramme 1974 bereichert wurde, auch 
in Zukunft fortzusetzen. 


Bonn, den 8. Dezember 1975 


Hösl Dr. Kreutzmann 

Berichterstatter 
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Anhang 


Zu Abschnitt A II — Förderung des Zonenrandgebietes — 


Bundesministerium für Wirtschaft 

Zu Abschnitt II Nr. 3 

Maßnahmen der Wirtschaftsfördening 
im Zonenrandgebiet 

a) Bewilligte Fördermittel aus der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ bzw. für 1971 aus dem Regiona- 
len Förderungsprogramm für das Zonenrandge- 
biet: 

1971 bis 1974: 910 Millionen DM 

Jahresdurchschnitt: 228 Millionen DM. 

Davon für kommunale Infrastrukturmaßnahmen: 
1971 bis 1974: 63,5 v. H. 

Davon Zuschüsse für gewerbliche Investitionen: 
1971 bis 1974: 36,5 v. H. 

Hinzu kommen Investitionszulagen, die man für 
1971 bis 1974 auf 1 Mrd. DM schätzen kann. 

b) Aus dem ERP-Gemeindeprogramm flössen 1971 
bis 1973 Kredite in Höhe von jahresdurchschnitt- 
lich 48 Millionen DM in das Zonenrandgebiet. 
Das Jahr 1974 ist noch nicht abgewickelt. 

[Stand 23. April 1975: 1974 20,2 Millionen DM 
für das Zonenrandgebiet] 

Aus dem ERP-Regionalprogramm gingen von 
1971 bis 1974 Kredite in Höhe von 411 Millionen 
DM in das Zonenrandgebiet. 

c) Aus dem am 6. Februar 1974 beschlossenen Ein- 
maligen Sonderprogramm für Gebiete mit spe- 
ziellen Strukturproblemen wurden Mittel — so- 
weit sie in den Geschäftsbereich des BMWi fie- 
len — in Höhe von 88 Millionen DM für das Zo- 
nenrandgebiet bewilligt. 

Aus dem am 25. September 1974 beschlossenen 
Sonderprogramm zur regionalen und lokalen Ab- 
stützung der Beschäftigung wurden Mittel, soweit 
sie in den Geschäftsbereich des BMWi fielen, in 
Höhe von 47 Millionen DM für das Zonenrand- 
gebiet bewilligt. 

d) Die Statistik weist für die Jahre 1972 bis 1974 
folgende Arbeitsplatzzahlen aus, die infolge der 
Zuschüsse für gewerbliche Investitionen und der 


Anlage 1 

Investitionszulage entstanden sind bzw. noch 
im Entstehen begriffen sind: 

1971 rund 40 000 Arbeitsplätze 

1972 rund 56 540 Arbeitsplätze 

1973 rund 62 926 Arbeitsplätze 

1974 rund 41 853 Arbeitsplätze 

insgesamt rund 201 000 Arbeitsplätze. 

In V. H. der Arbeitsplätze insgesamt 46 v. H. 

e) Mit den Mitteln aus dem ERP-Gemeindepro- 
gramm geförderte Projekte im Zonenrandgebiet 
(1970 bis 1974) 

1. Kläranlagen, Abwasseranlagen 


und Abfallbeseitigungsanlagen 74 Projekte 

2. Hallen- und. Freibäder 68 Projekte 

3. Kindergärten und Kinderspiel- 
plätze 46 Projekte 

4. Sportanlagen, Mehrzweckhal- 
len und sonstige Einrichtungen 
zur Steigerung des Wohn- 

und Freizeitwertes 137 Projekte 

5. Wasserversorgungsanlagen . . 42 Projekte 

6. insgesamt 367 Projekte. 


f) Mit den Mitteln aus dem Einmaligen Sonderpro- 
gramm vom 6. Februar 1974 und dem Sonderpro- 
gramm zur regionalen und lokalen Abstützung 
der Beschäftigung vom 25. September 1974 ge- 
förderte Projekte im Zonenrandgebiet: 

1. Kläranlagen, Abwasseranlagen 


und Abfallbeseitigungsanlagen 57 Projekte 

2. Hallen- und Freibäder 34 Projekte 

3. Kindergärten- und Kinderspiel- 
plätze 35 Projekte 


4. Sportanlagen, Mehrzweckhal- 
len und sonstige Einrichtungen 
zur Steigerung des Fremden- 
verkehrs und des Wohn- und 


Freizeitwertes 84 Projekte 

5. Wasserversorgungsanlagen . . 47 Projekte 

6. Verkehrs- und wirtschaftsnahe 

Infrastrukturprojekte 58 Projekte 

7. Bildungseinrichtungen 22 Projekte 

8. insgesamt 337 Projekte. 
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Anlage 2 

Bundesministerium der Finanzen 

Zu Abschnitt II Nr. 4 

Maßnahmen der steuerlichen Förderung 
im Zonenrandgebiet 

über die Gewährung von Sonderabschreibungen 
und steuerfreien Rücklagen aufgrund des § 3 ZRFG 
werden von den Finanzämtern Anschreibungen ge- 


führt. Danach betrugen die bewilligten Steuerver- 
günstigungen in den letzten drei Jahren: 

Kalenderjahr | 

Gesamtbetrag der bewilligten 
Sonderabschreibungen und 
steuerfreien Rücklagen 
in Millionen 

1972 

284 

1973 

815 

1974 

997 


Da — ■ wenn auch ständig abnehmend — in diesen 
Jahren neben den Steuervergünstigungen nach § 3 
ZRFG auch noch Sonderabschreibungen und steuer- 
freie Rücklagen aufgrund der früheren Verwal- 
tungsanweisungen gewährt wurden, geben die Zah- 
len keinen genauen Aufschluß über die insgesamt 
gewährten Sonderabschreibungen und steuerfreien 
Rücklagen und das ihnen zugrunde liegende Inve- 
stitionsvolumen. Sie zeigen aber deutlich, welche 
Bedeutung den steuerlichen Förderungsmaßnahmen 
für die Investitionstätigkeit im Zonenrandgebiet 
zukommt. 


Anlage 3 

Bundesministerium für Verkehr 
Zu Abschnitt II Nr. 5 

Verkehrsinvestitionen des Bundes in den Jahren 
1970 bis 1974 im Zonenrandgebiet 

im DB-Bereich 

für Bahnübergänge und 

Kreuzungsbauwerke 137,3 Millionen DM 

für Gleisanschlüsse 90,7 Millionen DM 

für Sicherungsanlagen, Ver- 
kehrsanlagen, Gleisbau u. ä. 690, — Millionen DM 

im Straßenbau-Bereich 

für Bundesstraßen und 

Autobahnen 3,14 Mrd. DM 

im Bundeswasserstraßen-Bereich 
laufen Großvorhaben seit 1970 wie 
Nord-Ostsee-Kanal 
Vertiefung Untertrave 
Elbe-Seitenkanal, 

für die Investitionsmittel in 

Höhe von rund 4,2 Mrd. DM 

festgelegt sind. 

Etwa 35 V. H. der Gesamtwasserstraßeninvestitio- 
nen entfallen auf Vorhaben im Zonenrandgebiet. 

Diese Mittelaufwendungen bringen nicht nur eine 
günstigere Verkehrsanbindung und bessere Erschlie- 
ßung des Zonenrandgebietes, sondern auch entspre- 
chende Arbeitsmöglichkeiten im Baugewerbe. 
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Anlage 4 

Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 
Zu Abschnitt II Nr. 7 

Maßnahmen der sozialen und kulturellen Förderung 
im Zonenrandgebiet 

Für die sozialen und kulturellen Maßnahmen im 
Zonenrandgebiet wurden folgende Bundeszuwen- 
dungen — beim Wohnungsbau als Darlehen — ge- 
währt: 

1971: 135,424 Millionen DM 

1972: 124,700 Millionen DM 

1973: 144,251 Millionen DM 

1974: 155,471 Millionen DM 

559,846 Millionen DM. 


Im letzten Jahr vor Inkrafttreten des Zonenrand- 
förderungsgesetzes betrug der Förderungsbetrag nur 
54,602 Millionen DM. 

Mit diesen Finanzierungshilfen wurden im Zonen- 
randgebiet in den letzten vier Jahren gefördert: 

818 Schulen 
720 Kindergärten 
504 Sporteinrichtungen 
73 Einrichtungen der beruflichen Bildung 

67 Rehabilitationseinrichtungen und Werk- 
stätten für Behinderte 

26 Einrichtungen für die ältere Generation 
295 Stätten der Jugendarbeit 
24 Erholungseinrichtungen 
1 546 Kulturelle Maßnahmen 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

— die Bundesregierung zu ersuchen, 

angesichts der durch die Teilung Deutschlands entstandenen und unvermin- 
dert fortbestehenden Nachteile des Zonenrandgebietes, die durch die extreme 
Randlage in der EG noch verschärft werden, 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß trotz verbesserter Förderungsmaß- 
nahmen aufgrund des Zonenrandförderungsgesetzes nach wie vor ein erheb- 
licher Abstand zwischen den Arbeits- und Lebensbedingungen des Zonenrand- 
gebietes und dem übrigen Bundesgebiet besteht, 

auf der Grundlage des Berichtes unter A. alles in ihren Kräften Stehende zu tun, 
die Förderung des Zonenrandgebietes nach Maßgabe der vorhandenen Haushalts- 
mittel so fortzusetzen, daß dort überall Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie 
eine Wirtschafts- und Sozialstruktur erreicht werden, die denen im gesamten 
Bundesgebiet mindestens gleichwertig sind. 

Dabei ist insbesondere die einheitliche Behandlung des Zonenrandgebietes auch 
in der europäischen Regionalpolitik zu wahren und die Verkehrsanbindung ent- 
sprechend der fundamentalen Bedeutung der Verkehrserschließung zu verbessern. 


Bonn, den 8. Dezember 1975 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wrangel Hösl Dr. Kreutzmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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